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In dem Rechtsstreit

Verkündet

am27„ April 1961

Beigeladenen und Revisionsklägering:

in Sachen
‚

Klägerin und Revisionsbeklagten7

Prozeßbevollmächtigter:

g e g e'n

Beklagte;

sonstige Beigelaäene:

1}

Prozeßbevollmächtigteri

"»2-

hat der}° Senat des Bundessozialgerichts aüf die_'

mündliche Verhandlung vom27° April 1961, an der—

..
mitgewirkt haben '

Senatspräsident ProfJ)r° B o g s
als Vorsitzender,

die BundeSrichter Dr. S c h r a f t ‘ und-

' Dr„ L'a n g k e i t
sowie em Bundessozialriohter L u m e r und

Dr° H a t e s a u 1
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:
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Auf die Revision der beigeladenen Bundesanstalt für Arbeits—
Kvermittlung und Arbeitslosenversicherung wird das Urteil des.

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 21„ Mai 1957

aufgehoben. . ' ' '

Die Berufungen der Klägerin und. des beigeladenen G::::::::i—

„
;:„7=„__„ ::.-.,;— "é.::.:zl.=r.‘ ::: :::: 1.%3:‘::i‘5 :—_:7:7_17 _—5. gegen

‘das Urteil des Sozialgerichts Münster vom 290 November 1955

Awarden zurückgewiesen° " ' ‘ ‘

Die Beteiligten haben einander Kosten nicht zu erstatten:

v'o n R e c h't s w e g e n.)

9.-r.iLa.9.s-.a

I„

Die Klägerin und ihre vier Kinder beziehen als Hinterbliebe—

ne eines Landesbeamten Witwen— und Waisengeld° Seit dem 1„

Mai 1955 ist die Klägerin in dem G:::::„:.rz:azzzzzz:: i::::n

:‘:.——‚. ::‚.-:: ;;i—t—l::::; i—..r::.':; in Eli-‚:::: als Lehrerin

bei einem monatlichen Brv.ttoverdienst
von etwa 550 DM be—

schäftigt° '

Am 7„ Mai 1955 beantragte die Klägerin bei der beklagten
Krankenkasse die Befreiung von der VersicherungSpflicht„ Der

Antrag wurde mündlich abgelehnt„ Den Widerspruch der Kläge—

rin wies die beklagte Krankenkasse mit der Begründung zurück,

sie habe keine Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung

(Bescheid vom 27° Mai 1955)°
_

'
‚

'
. .. 4 ‚.

Mit'der Klage vor dem Sozialgericht (SG) Münster machte die
Klägerin geltend, sie und ihre Kinder befanden sich bereits

im Genuß der Hinterbliebenenversorgung. Außerdem sei zu be—

rücksichtigen, daß sie nur so lange beruflich tätig sein wol—

le, wie sich ihre Kinder in der Ausbildung befänden; sie be—'

...}-
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absichtige nicht, sich nach Beendigung ihrer Tätigkeit in'

' der Angestelltenversicherung freiwillig weiterzuversichern9

da sie durch das Witwengeld für die Zukunft ausreichend get

'sichert sei° ' ‘

Da$_SG hat beigeladen:
V. 110

das G:::::‘i.:iä:;:::; “.:“: :::—:::;z :: “L:: :: :::-L':-

- :i'i‘:: 3:::33.:1 im: Nazi—.::,

2° die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (ffA)9

‘ 3° die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits—
' losenversicherung (BfArb)°

, . V

1vWährenddas Ge;:::xzeiaeeaanz den Standpunkt der Klägerin teil—_,
te, schlossen sich die beigeladenen Versicherungsträger der

Auffassung der beklagten_hrankenkasse an°

Das SG wies die Klage ab (Urteil Vom 29° November 1955)°'

Gegen dieses Urteil haben die Klägerin und das beigeladene

G:cr;=c=r*Lfmizcz Berufung eingelegt mit dem Antrag„

unter Abänderung des angefochtenen Urteils und

Aufhebung der Bescheide der beklagten Kranken—

kasse vom 7„ Mai und 27„ Mai 1955 die Beklagte
'; für verpflichtet zu erklären9 die Klägerin vom

10 Mai 1955 an von der VersicherungSpflicht zur

Angestellten— und Arbeitslosenversicherung zu be—

freieno

.
Während die BfA nunmehr sich im Ergebnis dem Standpunkt der

Klägerin anschloß, blieben die beklagte Krankenkasse und die

beigeladene BfArb bei ihrer Auffassung, daß die Klägerin nicht

Vvon der VersicherungSpflicht befreit werden könne, weil sie
keine Anwartschaft auf H!nterbliebenenversorgung habe„

Das Landessozialgericht (LSG) entsprach dem Antrag der Beru—

fungskläger; die Revision wurde zugelassen (Urteil vom 210

Mai 1957)„ Nach seiner Auffassung sind die Voraussetzungen für
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eine Befreiung von der VersicherungSpflicht nach 9 173 der
Reichsversicherungsordnung (RVOÄidF der Ersten Vereinfachungr

verordnung (Veiéan0) vom 17„ März 1945 gegeben° Die Kläge—
rin beziehe einen dem Ruhegehalt ähnlichen Bezug° Auch sei

ihr Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet

Nach dem Zweck der Befreiungsvorschrift genüge es für die

Freistellung von der Versicherungspflicht, daß die Versor—

gung der Angehörigen des versicherungspflichtig Beschäftig—

ten sichergestellt sei„ Die vier Kinder der Klägerin seien

durch Gewährung von Waisengeld aus dem Beamtenverhältnis ih—

res verstorbenen Vaters versorgt° Die‘Sicherstellung einer

darüber hinausgehenden Hinterbliebenenversorgung sei nur ge—

rechtfertigt9 wenn im Einzelfall unversorgte Kinder der Wit—

we (zB unehelichel■nder) vorhanden seien° sei dies — wie

bei der Klägerin — nicht der Fall, so sei es nicht angängig7

auf solche Möglichkeiten abzustellen, zumal die Befreiung

widerrufen werden könne„_

Gegen dieses Urteil hat die BfArb Revision eingelegt mit

dem Antrag?

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufungen der Klägerin und des beigeladenen

Gg:;;;i;:■fzzfzzzzz gegen das Urteil des SG

Münster vom 29° November 1955 zurückzuweisen°

' Sie rügt Verletzung des & 173 EVO und hält an ihrer Auffas—

sung fest9 daß der Klägerin nicht Anwartschaft auf Hinter—

bliebenenversorgung gewährleistet ist„

Die beklagte Krankenkasse hat sich dem Antrag und den Aus—

führungen der BfArb angeschlossen°

Die Klägerin und das beigeladene G=<:::::::;::;;zzhaben

beantragt‚

die Revision zurückzuweiseno
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Sie halten das angefochtene Urteil für zutreffend° Insbesonde-

re weisalsie darauf hinldaß es unwahrscheinlich sei, daß eine

Beamtenwitwe ein uneheliches Kind bekomme° Solche entfernten

Möglichkeiten brauchten daher bei der Prüfung der Vorausset—

zungen der Befreiung von der Versicherung3pflicht nicht in Rech—'

nung gestellt zu werden„ '

Die BfA tritt im weSentlichen der Auffassung der Klägerin bei;

11

Die Revision der beig61adenen BfArb ist begründet„

Nach]? 173 RVO werden Personen, denen von den im Gesetz genann—

ten Versorgungsträgern "Ruhegehalt, Wartegeld oder ähnliche Be—

züge bewilligt sind und daneben Anwartschaft auf Hinterbliebenen—

versorgung (@ 169) gewährleistet ist", von der Versicherungs—
'pflicht auf ihren Antrag befreit° Der erkennende Senat hat diese

Vorschrift bereits bei seiner Entscheidung zu 5 73 des Gesetzes

zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arto 131 des Grund—

gesetzes — G 131 — fallenden Personen idF des Zweiten Änderungs—

gesetzes vom 11° September 1957 (BSG 11‚ 243, 246) herangezogen .

und ausgelegt‚ weil das G 131 mit seinen sozialversicherungsrecht—

lichen Vorschriften den nach diesem Gesetz Anspruchsberechtigten

weitgehend die Rechtsstellung verschafft hat? die sie gehabt hät—

ten, wenn ihr beamten— und versorgungsrechtlicher Rechtsstand
_

nicht erst rückwirkend klargestellt werden wäre (aaO S„ 244)„_7

Der Senat hat damals die Frage offengelassen, ob das der Beam—

tenwitwe zustehende Witwengeld als ruhegehaltsähnlicher Bezug

i„S„ des 3 173 Abs° 1 EVO anzusehen sei (aaO S„ 246); es fehle

jedenfalls bei der Beamtenwitwe an der Voraussetzung, daß ihr

"daneben Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung (@ 169)
gewährleistet" sei„ Er sieht — auch unter ■ürdigung der von
der Regision vorgetragenen Gesicht5punkte — keine Veranlas—;

_sung, von dieser Auffassung abzugehen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Sinn und Zweck des % 173 RVO in seiner jetzt gültigen Fassung
>werden nur deutlich, wenn man die Entstehungsgeschichte die—

'ser Vorschrift berücksichtigt° Ursprünglich war eine Befrei—
ung der Empfänger von Ruhegehalt und ähnlichen Bezügen von

der Versicherungspflicht nur in den Rentenversicherungen vor—,

_gesehen; denn die durch den Versicherungsträger gewährleiste—
Ste Sicherung des Arbeitnehmers für den Fall der Berufsunfä—

higkeit oder des Alters bzw° seiner Hinterbliebenen für den

Fall seines Todes betrifft das typische Risiko der Renten—

versicherung, so-daß es nahe lag, auch nur in diesem Bereich

die Freistellung von der Versicherungspflicht bei entsprechen—

der anderweitiger Sicherung zuzulassen° So sah @ 1237 EVO aF

(: @ 14 AVG aF) « im wesentlichen seit Inkrafttreten der EVO

unverändert bis zu seiner Beseitigung durch die Erste Ver—

einf O‘— für Empfänger von Ruhegeld aus bestimmten Quellen

Befreiung von der Versicherungspflicht auf Antrag vor, wenn

'das Ruhegeld usw° eine bestimmte Mindesthöhe erreichte "und

daneben Anwartschaft auf Hinterbliebenenfürsorge (@ 1234) ge—
lwährleistet"

war„

Ganz anders verlief die Entwicklung in der Krankenversiche—

—rung‚ solange die Befreiung von der VerSicherungspflicht

eigenständig auf ihre Zwecke hin zugeschnitten waru Die ur—
sprüngliche Regélung sah vor, daß auf Antrag von der Versi—

cherungSpflicht befreit werden konnte, "wer auf die Dauer nur

_zu einem geringen Teile arbeitsfähig ist, solange der vor—

läufig unterstützungpflichtige Armenverband einverstanden ist"

(vgl„ den Kommissionsbericht über den Entwurf einer EVO zu
5 186 [entSpricht @ 173 HVO in den späteren Fassungen7‚

Reichtstags—Drucks° Nr. 946, 12„_Legislatur—Periode Il„ Sessiax
1909/1911, S° "io/71)° Spätere Regelungen betrafen den Ersatz
des Merkmale der geringen Arbeitsfähigkeit durch das der In—

validität bzw. des Bezugs von Invalidenrente (% 6 der VO über

Krankenversicherung vom 3„ Februar 1919 — BGBl I 191 —), die

Erweiterung der Befreiungsmöglichkeit auf den Ausgesteuerten
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- 7 _

(Arto VI des Gesetzes über Änderungen in der BVG vom 19„701923

—
BGBl I 686 —; beseitigt durch den Erlaß des RAM vom 120 De—

zember 1941—RABl;1942 11179 und schließlich die Neufassung des
@ 173 Abs„ 1 RVO‚ die erstmalig die Freistellung von der Versi—

cherung3pflicht u„a° vom Bezug von Ruhe— oder Wartegeld Quer ähn—

lichen Versorgungsbezügen abhängig machte (@ 3 der VO über Ände—

rungen in der gesetzlichen KrV und in der Arbeitslosenhilfe vom

12° Dezember 1939 — BGBl I 2414 —)° Auch bei dieser — erst durch

die Erste Vereian0 beseitigten — Regelung blieb als Vorausseté

zung für die Befreiung das Einverständnis des vorläufig verpflich—

teten Fürsorgeverbandes bestehen°

Als im Jahre 1945 die Aufgabe der Vereinfachung des Leistungsm

und Béitragsrechts in der Sozialversicherung zu lösen war‚ la—

gen somit zwei von verschiedenen Zielsetzungen geprägte Model—

le fur die künftige Regelung einer Befreiung der Ruhégehalts—

empfänger von der Versicherung8pflicht vor„ Die Krankenversi—

cherung — und die hiervon abhängige Arbeitslosenversicherung —
stellte darauf ab? daß ihr Risiko verhältnismäßig begrenzt

und übersehbar ist, die Versicherungspflicht daher nach Lage

des Einzelfalles mehr individuell — hierfür ist Ausdruck das

freie Ermessen des Fürsorgeverbandes bei seinem Einverständé

nis zur Freistellung — geregelt werden kann und die Regelung

der Versicherungspflicht jedenfalls nicht die künftige biche—

' rung der Hinterbliebenen zu berücksichtigen braucht„ Hingegen

mußten die Rentenversicherungen in Rechnung stellen7 daß ihr

Ziel die langfristige zugunftsyprsgrgg für den Beschäftigten
und seine Hinterbliebenen ist°

‘Der Verordnungsgeber der Ersten Vereian0 hat darauf verzich—

tet, diese verschiedenartigen Regelungen auf einer mittleren

Linie einander anzugleichen° Er hat seine einheitliche, alle

Versicherungszweige erfassende Regelung eng an das Vorbild

der Rentenversicherungen angelehnt° Das zeigt die inhaltli—

che und formale Übereinstimmung der neuen Regelung mit 5 1273

EVO aF (bzw„ 3 14 AVG aF)„ Die für die alte Regelung der Ren—

_ 8 _
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tenversicherung wesentlichen Befreiungsmerkmale & Bezug von

Ruhegeld, wartegeld oder ähnlichen bezügen und daneben Ge—

währleigtung der Anwartschaft auf Hinterbliebenenfürsorge
—

'gehen unverändert in @ 173 RVO idF der Ersten Venäan0 ein°

Die Wortfassung dieser Vorschrift schließt sich eng an das

Muster der Rentenversicherungen an° Selbst der gesetzestech—

nische Kunstgriff der Verweisung auf eine andere Vorschrift9

um das Merkmal "Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung?

zu verdeutlichen, wird übernommen: Wie @ 1257 RVG aF inso—
weit auf 5 1234RVOaFund5 14AVGaFauf 5 11AVGaFBe—
zug nimmt‚ so verweist % 175 EVO auf — den gleichfalls durch

die Erste Vereian0neugefaßten—5 169RV0°

.
g 175 RVG idF der Ersten Vereian0 wird daher nur dann rich—

tig verstanden, wenn seine Verwurzelung im Recht der Renten—

.versicherung berücksichtigt wird° Sein materiell—rechtlicher

‚Gehalt ist von der Zwecksetzung dieses Versicherungszweiges

bestimmt° Die Vorschrift steht zwar noch in dem der Krankenu

versicherung gewidmeten Buch der EVO? aber nur deshalb? weil

dort alle _ eigentlich in einen "Allgemeinen Teil" des So—

_zialversicherungsr60hts gehörenden —
verschriften über die

. VersicherungspfliCht zusammengefaßt sind° In wahrheit hat der

Verordnungsgeber bei der Neufassung des 3 175 RVG — um der

Vereinfachung willen — in Kauf genommen‚ daß für die Befrei—

ung von der VersicherungSpflicht in der Krankenversicherung

. _ und damit auch in der Arbeitslosenversicherung
_ Merkmale

' bestimmend werden, die der Krankenversicherung wesensfremd

sind„ Deshalb muß darauf verzichtet werden, bei der Auslegung

„des Begriffs der Gewährleistung der"Anwartschaft auf Hinter—
bliebenenversorgung" in 5 173 RVG, auf den besonderen Sinn

und Zweckdder Krankenversicherung zurückzugreifen° Was Gewähr—

leistung der Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung i„s„

des 9 173 RVG bedeutet, kann nur im Blick auf die Rentenver—

Sicherung, für die die Hinterbliebenenversorgung allein von
Bedeutung ist, erschlossen werden„
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„eg...

Unter diesem Gesicht8punkt ist entscheidend,.daß dem Gesetzge—

ber eine befreiung des Ruhegeldempfängers von der Versicherungs—

pflicht in der Rentenversicherung nur dann tragbar erscheint,

wenn eine umfassende, der sozialversicherungsrechtlichen Siche—

rung annähernd gleichwertige Versorgungsanwartschaft besteht

(BSG‚11, 246 f.)° Hierzu gehört die Sicherstellung der Hinter-
bliebenen des abhängig beschäftigten Ruhegeldempfängers° Wie

die Verweisung in 5 173 RVGauf 5 169 RVOdeutlich macht, soll
der Ruhegeldempfänger wie der Beamte (@ 169 EVO) von der Ver—

sicherungspflicht nur unter der Voraussetzung befreit werden

.können, daß ihg Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung

gewährleistet ist° Hatte das Reichsversicherungsamt (BVA) ur—

sprünglich wenigstens behnledigen Ruhegehaltsempfänger, der

keine versorgüngsberechtigten Angehörigen hat, angenommen, daß

er auch ohne Gewährleistung einer Anwartschaft auf Hinterblie—

benenversorgung von der Versicherungspflicht befreit werden

könne (Grundsdäntsch° Nr° 2382 in AN 1917 S° 559 unter Beru—

fung auf einen Bescheid des BVA vom 11, April 1912 in Arbeiter«

Versorgung 1912 S° 327), so hat es Später bei Prüfung der Ver—
_sicherungspflicht einer verheirateten Wartegeldempfängerin aus—

gesprochen, daß der AnSpruch auf Hinterbliebenenfürsorge in der

Person des Beschäftigten selbst gewährleistet sein müsse, und

zwar aus der Tätigkeit, für welche die Befreiung beansprucht

werde (GrundsaEntsch, Nr, 3042 in AN 1927 S° 267, 268; hier—

bei hat es offengelassen, ob die nach der früheren Recht3pre—
lchung geforderte andere Beurteilung des ledigen Ruhegeldem—

pfängers aufrechterhaltenewerden könne), Ob man mit dem kVA

so Weit gehen muß, die Voraussetzungen der Befreiung von der

Versicherungspflicht nur dann als erfüllt anzusehen,
wenn der

Anspruch auf Hinterbliebenenfürsorge
aus der Tätigkeit her—

vorgeht, für die Befreiung beansprucht wird, kann dahinstehen°

Jedenfalls setét die Befreiung von der VersicherungSpflicht

nach dem eindeutigen Wortlaut des 3 173 EVO voraus, daß die An—

wartschaft auf Hinterbliebenenversorgung in der Person des Hu—

hegeldempfängers selbst gegeben sein muß° Das ist bei der Beam—
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tenwitwe nicht der Fallo Sie hat als solche zwar Anspruch

auf ihrg Versorgung, nicht aber auf die ihrer Hinterbliebe—_

nen„ ' ’

.Diese mehr formale Erwägung könnte an Gewicht verlieren,

vwenn überhaupt eine Anwartschaft auf Versorgung der Hinter—

bliebenen einer Beamtenwitwe bestündeo Unter diesem Ge—

sichtspunkt beruft sich die Klägerin darauf, daß ihre Kinder

Waisengeld als Nachwirkung des Beamtenverhältnisses ihres

verst0rbenen Vaters beziehen„ Das könnte nach dem Zweck der -
Befreiungsvorschrift-genügen, wenn damit sichergestellt wä—

re, daß alle Hinterbliebenen der Beamtenwitwe nach ihrem
Tode versorgt wären° Das ist aber nicht der Fall° Erst im

Zeitpunkt des.Todes der Beamtenwitwe steht fest‚ ob sie un—

versorgte Hinterbliebene hinterläßt° Dabei ist nicht nur,
wie die_Revision meint, an die Möglichkeit unehelicher Kin-.

der zu denken° Es kommen als Hinterbliebene auch die anderen

waisenrentenberechtigten Gruppen von Kindern (5 1258 Abs° 2

BVD aF) sowie - nach Wiederverheiratung — der Witwer (@ 1257

‚RVG aF) in Betracht° Die Wahrscheinlichkeit des Hinzutretens

solcher "potentiellen Hinterbliebenen" abzuschätzen9 ist

schlechterdings nicht möglich (vgl° dazu BSG 11, 2477).° Auch

die weitere Erwägung des Senats, daß derartige differenzie—

rende Erwägungen dem Recht der SozialverSicherung für die Fra—

gen von Versicherung8pflicht und —freiheit fremd sind (aaO)„

behält ihr volles'Gewicht°vg- ' ' '

Wenn das LSG erwogen hat, daß dem Bedürfnis nach Sicherung
solcher

Hinterbliebenen, die erst nach Stellung des Antrags

auf Befreiung von der Versicherungspflicht in Erscheinung

treten und nicht schon anderweitig — etwa aus dem Beamten—

verhältnis ihres verstorbenen Vaters — versorgt sind, durch

Wideruf der Befreiung (vgl° & 173 Abs° 3 EVO) Rechnung ge—
tragen werden könnte, so wird dabei die Unzulänglichkeit

einer solchen Maßnahme nicht genügend berücksichtigt° Ginge
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es nur um die Versicherung5pflicht in der Krankenversicherung,

so böte in der Tat die Möglichkeit des Widerrufs der Befreiung

eine ausreichende Sicherung; denn hier bedarf es keiner langen

Anlaufzeiten, um vollen Versicherungsschutz auch für mitversi—

cherte Familienangehörige zu begründen° Hingegen gibt der Wider—

ruf des Befreiungsbescheides in der Rentenv€rsicherung nicht
die

Gewähr‚ daß der in diesem Fall nur durch langfristige Zu—l

kunftsvorsorge zu gewinnende Versicherungsschutz für "poten—

tielle Hinterbliebene" noch erreicht werden kann° Je älter die.

Beamtenwitwe wäre, deren Befreiung von der Versicherungspflicht

wegen des Vorhandenseins solcher Familienangehörigen widerrufen

werden müßte‚ umso geringer wäre die Wahrscheinlichkeit‚ daß die
noch verbleibende Versicherungszeit ausreichte‚ um die Voraus—

setzungen für angemessene Hinterbliebenenrenten zu schaffen,

falls überhaupt die Wartezeit erfüllt würde°

Auch die Erwägung der BfA, es würde mit zweierlei Maß gemessen,

wenn zwar Beamte und Ruhestandsbeamte, nicht aber Beamtenwitwen

von der Versicherungspflicht auf Antrag befreit würden? hält

einer näheren Nachprüfung nicht stand Richtig ist, daß die
■einem Beamten oder Ruhestandsbeamten nach den Versorgungsgeset—

zen gewährleistete Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung

(vgl° zB @@125 ff BBG) sich in der Regel nicht vollinhaltlich

mit der einem Versicherten gewährleisteten Anwartschaft auf Hin—

terbliebenenversorgung deckt° So gehören Stief— und Pflegekinder,

die zwar in der gesetzlichen Rentenversicherung versorgungsbee

rechtigt sind (vgl° @ 1258 Abs° 2 Nr„ 2 und 7 EVO aF), regel—
mäßig nicht zu den versorgungsberechtigten Angehörigen eines

Beamten (vgla @ 126 BBG); Kinder eines verstorbenen Ruhestands—

bundesbeamten, die aus einer Ehe stammen‚ die erst nach dem Ein—

tritt in den Ruhestand und nach Vollendung des fünfundsechzig—

sten Lebensjahres des Ruhestandsbeamten geschlossen wurde, haben

keinen AnSpruch auf Waisengeld, sondern "können" nur einen Un—

terhältsbeitrag bis zur Höhe des Waisengeldes erhalten (@ 126

Abs° 2 BBG)° Ungeachtet dieser Besonderheiten ist aber die dem
1Beamten und Ruhestandsbeamten gewährleistete Anwartschaft auf
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' Hinterbliebenenversorgung
so umfassend, daß Sie gegenüber der

von der gesetzlichen Rentenversicherung gewährten als im we—1

sentlichen gleichwertig anzusehen ist Damit ist aber dem

'Zw_eck der' Befreiungsvorschrift (é' 173 RVO) genügt Demnach
ist die Stellung d'er Beamten 'und Ruhestandsbeamten einersei.ts

und der Beämtenwitwen andererseits hinsichtlich der Gewähr—

51eistung einer 'Anwartschaft auf Hihterbliebenenversorgung
inicht vergleichbar: _Während die erstgenahnte Gruppe e1ne um—
'fassende _Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung hat, ist

.den Beamtenwitwen in dieser_ Hins_1cht nichts gewährleistet°
_—Es verstößt _daher nieht gegen den Gleichbehandl_ungsgrundsatz„'

wenn den- BeamtenW1twen '1m Gegensatz _zu den Beamten und Ruhe—
standsbe'amten n1cht' Befreiung

von der’Ver31cherungSpflicht

‚gewährt wird ‘ ‘

Zusammenfassend
ist somit_festzustéllen,_daß keine der Hin—

_terbliebenenverscrgung 1n der Rentenversicherung gleichwer—

'tige Sicherung der Versorgung von Hinterbliebenen einer Be—
Lamténwitwe'besteht, falls'sie ven der Versicherungspflicht

befreit würde° Bei dieser Sachlage ist auch im Hinblick auf
-den klaren Wortlaut des @ 1%3 RVGven dem Grundgedanken der -5
LSozialversicherung auszugehen, daß entgeltliche Beschäfti—

Fgungsverhaltn1sse Versicherung8pflicht begründen und daß Ver—

ns10herungsfre1he1t v'on' der Versicher'ungSpflicht nur als Aus—
nahme unter eng b'egrenzten, im Gesetz eindeutig bestimmten
Voraussetzun'gen (vgl.° 9r168 ff EVO) in Anspruch genommen wer—

denkann° Es wider5präche'dem das Recht'der Sozialversiche—
rung beherrschenden_ Grundsatz der solidarität der Versicher—
'tenge'mein'schaften b'ildenden Arbeitnehner‚ wenn solche Aus—

.nahmen erw_eiternd auf SaChve_rhalté angewandt würden, bei denen

ér allein ein Abweichen von
der Versicherungspflicht recht—

fertigende Gedanke
— daß nämlich anderweitig eine umfassende

„gleichwertige Versorgungsanwartschaft gewährleistet ist _
vnicht in vollem Umfangs verwirklicht ist (BBG 11, 247)„ Aus

der gleiehen Erwagung hat auch das neue Recht (@ 1230 RVG nF,
“@ 7 AVG nF) davon' abgesehen, bei den Beamtenwitwen für ihre

Bareiung von der Versicherung3pflicht in der Rentenversiche—

—13—.
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rung eine Ausnähme
von dem Erfordernis vorzusehen, daß ihnen An—

wartschaft auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet sein muß
(Vgl„ Jantz—Zweng9 Das neue Recht der Rentenversicherung der Ar—

beiter und der Angestellten9 @ 1230 EVO, Anm° II 3 S0 38)°

Demnach kann eine BeamtenwitWe, die Witwengeld bezieht und deren.

Kinder aus dem Beamtenverhältnis ihres verstorbenen Vaters Weisen—V

geld'erhalten7 die selbst aber keine Anwartschaft auf Hinterblie—

benenversorgung hat‚ nicht Befreiung von der Versicherung5pflicht

—nach @ 173 EVO bean3pruCh9n (im Ergebnis ebenso BfArb im Erlaß vom

12; Dezember 1954 [BKK 1955 Sp„ 427 und —nach diesem Erlaß —der
BMA; Peters, Handbo der KrV Teil II? @ 173 Anm° 2; Breuer, BKK

_1955‘Sp° 208; Weber‚ BKK_1957 Sp° 466; LSG Celle Urteil vom 80 Ja—
Onuar 1957 [ErsatzkaSse 1957, 94”; LSG Hamburg, Urteile vom 70 Ok—

- tober 1958 und 4° NoVember1958;_0VA Düsseldorf, Urteil vom 179 De—

zémber 1953 LBKK$1954‚ 4927; 3:5; OVAMünster, Urteil vom 130 De—
zember 1949 LECK 19509 2097; Brackmann, Handbo der Sozialversichee

rung, Stand: August 1960Bd 11 s„ 324 b; ggg;;fgipg_Odendahl,Ar—
beitsamt 1955, S° 111; Schmahl, BW 2 8° 1955 8° 190 zu II)„ ' '

Die Klägerin hat somit keinen AnSpruch auf Befreiung von der Ver-
:si'cherungSpflicht° Der Revision der beigeladenen BfArb ist statt—

zugeben„

Die Kostenentscheidüng beruht auf 5 193 Äbs° 1 und 2 SGG„
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